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Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Sehr geehrte Leserinnen, 
sehr geehrte Leser,

 ich freue mich sehr, Ihnen die 
erste Ausgabe des Thürin-
ger Landtagskuriers nach der 
Sommerpause präsentieren 
zu können. Abermals möch-
ten wir Ihnen einige interes-
sante Themen der Thüringer 
Politik vorstellen und einen 
kurzen Überblick über die 
vergangenen Plenartage ge-
ben. In der aktuellen Ausga-
be informieren wir Sie über 
die Regierungserklärung der 
Thüringer Sozialministerin 
sowie den Diskussionsstand 
zur Leistungsoptimierung 
des Stromnetzes in Thürin-
gen. Da der Thüringer Land-
tag stets darum bemüht ist, 
Künstlerinnen und Künstlern 
aus dem Freistaat Ausstel-
lungsmöglichkeiten zu bie-
ten, werden wir Sie weiterhin 
über aktuelle Kunstschauen 
in unserem Haus informie-
ren. Ich wünsche Ihnen eine 
anregende Lektüre!  

Ihre

Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin

Ein Umdenken in der Sozial- 
und Gesundheitspolitik for-
derte Thüringens Ministerin 
für Soziales, Familie und Ge-
sundheit  Christine Lieber-
knecht (CDU) in ihrer Regie-
rungserklärung „Miteinander 
Leben – frei - gerecht - solida-
risch“ am 12. September 2008. 
Sie machte deutlich, dass die 
Anstrengungen des Staates al-
lein nicht ausreichen, um ein 
hohes Niveau sozialer Sicher-
heit in Thüringen und Deutsch-
land zu gewährleisten. Die Mi-
nisterin kündigte an, sich als 
Vorsitzende der Gesundheits-
ministerkonferenz offensiv für 
grundlegende Reformen der 
Sozialversicherungssysteme 
einzusetzen. Zudem nannte 
sie als wesentlichen Schwer-
punkt ihrer Arbeit die Armuts-
bekämpfung. Bis zum Spät-
herbst dieses Jahres solle ein 

Umdenken in der Sozial- und Gesundheitspolitik gefordert
konkretes Maßnahmenpaket 
zur Bekämpfung insbeson-
dere von Kinderarmut verab-
schiedet werden, dass u. a. die 
schon angekündigte Kinder-
card enthalten werde. Die Tat-
sache, dass rund ein Viertel al-
ler in Thüringen lebenden Kin-
der unter 15 Jahren von Armut 
betroffen sei, gebiete es, auch 
das von Ministerpräsident Die-
ter Althaus geforderte Solida-
rische Bürgergeld vorurteilsfrei 
und in aller Ernsthaftigkeit zu 
diskutieren, so die Ministerin. 
Der Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN,  Dieter Hausold, warf 
der Ministerin vor, die verschie-
denen Bereiche der Sozialpoli-
tik nur kleinteilig zu betrach-
ten und lediglich zu tangie-
ren. Es bedürfe eines ganzheit-
lichen Konzepts, wenn man die 
Probleme längerfristig lösen 
wolle. So lange dies nicht der 

Fall sei, würde seine Partei wei-
terhin „den Finger in entspre-
chende Wunden legen“. 
SPD- Fraktionsvorsitzender  Chri-
s toph Matschie warf der Lan-
desregierung massive Kür-
zungen im Sozialhaushalt 
während der vergangenen 
Jahren vor und bezeichnete 
ihre Sozialpolitik als planlosen 
„Zickzackkurs“, mittels dessen 
man sich als Retter aus „selbst 
gemachten Katastrophen“ auf-
spielen wolle. 
Michael Panse, Abgeordneter 
der CDU, verteidigte dagegen 
den Kurs der Landesregierung, 
„die immerhin seit 18 Jahren 
erfolgreiche Sozialpolitik ge-
stalte“. Er betonte das sozial-
politische Grundverständnis 
seiner Fraktion, welche nicht 
staatliche Bevormundung, son-
dern die Hilfe zur Selbsthilfe 
zugrunde lege.

Neubau von Stromnetzen diskutiert

Der Thüringer Landtag disku-
tierte an seinem zweiten Plen-
artag im September den An-
trag der Fraktion DIE LINKE: 
„Thüringer Modellprojekt – 
Leitungsoptimierung vor Neu-
bau von Stromnetzen“. Der An-
trag zielte auf die Möglichkeit 
ab, die bestehenden Strom-
leitungen auf die doppelte 
Grenzbelastbarkeit zu verstär-
ken sowie das Stromnetz in 
die öffentliche Hand zu über-
führen. Wirtschaftsmi nister 
Jürgen Reinholz (CDU) be-
zeichnete den Antrag der LIN-
KEN als unverantwortlich. „Wir 
haben es gerade der privaten 
Versorgungswirtschaft zu ver-
danken, dass es gelungen ist, 
das äußerst marode Energie-
versorgungssystem der ehe-
maligen DDR mit großen fi-
nanziellen Anstrengungen in 
eine leistungsfähige und ef-
fiziente Energieinfrastruktur 
zu verwandeln“, so der Minis-
ter. Der SPD-Abgeordnete Dr. 
Hartmut Schubert erläuterte, 
den Antrag der LINKEN nicht 

mittragen zu können, und bat 
um Zustimmung zum Alterna-
tivantrag der SPD, in dem ge-
fordert wurde, das seitens des 
Landtags zu erstellende Paral-
lelgutachten rechtzeitig abzu-
schließen, um es im Gesetzge-
bungsverfahren angemessen 
berücksichtigen zu können. 
Petra Enders (Die LINKE) hin-
gegen plädierte für die Nut-
zung von Freileitungsmonito-
ring und Hochtemperatursei-
len. „Dann brauchen wir die-
se 380-kV-Leitung durch Thü-
ringen und Bayern nicht.“ Der 
CDU-Abgeordnete Dr. Michael 
Krapp warf daraufhin der Frak-
tion DIE LINKE vor, die Energie-
wirtschaft lediglich verstaatli-
chen zu wollen. „Die Frage, die 
uns hier bewegt, der Schutz 
des Thüringer Waldes, ist an 
sich nur Mittel zum Zweck, um 
die Verstaatlichung der Ener-
giewirtschaft zu betreiben.“ 
Sowohl der Antrag der LINKEN 
als auch der Alternativantrag 
der SPD wurden mehrheitlich 
abgelehnt.

Innenausschuss:
Sachverständige und Verbände 
kritisieren Gesetzesentwurf

Mit dem „Thüringer Gesetz zur 
Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements und zur 
verbesserten Teilhabe an kom-
munalen Entscheidungspro-
zessen“ befasste sich der Innen-
ausschuss in seiner 60. Sitzung 
am 5. September. In der Anhö-
rung standen vor allem die Ab-
schaffung der Stichwahl bei 
Bürgermeisterwahlen, das Fa-
milienwahlrecht und die Amts-
stubensammlung bei Bürgerbe-
gehren des von der CDU-Frakti-
on vorgeschlagenen Gesetz-
entwurfs im Vordergrund. Ralf-
Uwe Beck, Sprecher des Volks-
begehrens „Mehr Demokratie 
in Thüringer Kommunen“, gab 
zu bedenken, dass die Abschaf-
fung der Stichwahl bei Bürger-
meisterwahlen zu einer Aus-
dünnung politischer Alterna-
tiven führen könne. Ralf Rusch 
(Gemeinde- und Städtebund 
Thüringen) kritisierte an der 
von der CDU geforderten Amts-
stubensammlung nicht vertret-

bare Mehrkosten. Auch Wolf-
gang Mahrle (Steuerzahler-
bund) mahnte, dass der Ver-
waltungsaufwand mit Steu-
ergeldern finanziert würde. 
CDU-Innenpolitiker Wolfgang 
Fiedler warf dem Volksbegeh-
ren „Mehr Demokratie in Thü-
ringer Kommunen“ vor, „fast 
wie Drückerkolonnen von Tür 
zu Tür gegangen“ zu sein.
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Veranstaltungen

Eine deutliche Absage erteilte 
CDU-Fraktionsvorsitzender Mike 
Mohring der SPD-Forderung, ei-
nen Nachtragshaushalt zu er-
stellen. In der Plenardebatte ver-
wies der CDU-Finanzexperte auf 
die Dringlichkeit einer nachhal-
tigen Finanzpolitik. „Wir dürfen 
keine Ausgabenprogramme be-
schließen, die bei ausbleibenden 
Steuereinnahmen nur noch auf 
Pump finanziert werden können. 
Man muss sich schon jetzt da-
rauf einstellen, dass wir  in 10-12 
Jahren mit rund zwei Milliarden 
Euro weniger auskommen müs-
sen“, so Mohring. Der Unions-
politiker erklärte, dass die Steu-
ereinnahmen im ersten Halb-

CDU-Fraktion erteilt Nachtragshaushalt eine deutliche Absage
Mohring: Neuverschuldungsverbot in Verfassung aufnehmen

jahr 2008 mit 126 Millionen Euro 
über den Einnahmen des Vorjah-

reszeitraum liegen. Die Thürin-
ger Wirtschaft sei somit erfolg-
reich in das Jahr 2008 gestar-
tet. Investitionstätigkeit und Be-

schäftigung hätten deutlich zu-
genommen. Mohring verdeut-
lichte in diesem Zusammen-
hang jedoch auch, dass eine Ab-
kühlung der wirtschaftlichen Dy-
namik absehbar wäre und dass 
diese deutliche Auswirkung auf 
das Einnahmeergebnis des lau-
fenden Jahres haben könne. „Wir 
haben eine klare gesetzliche Re-
gelung: Mehreinnahmen wer-
den nach Abzug nachweisbarer 
Mehrausgaben zur Schuldentil-
gung verwendet. Für uns bleibt 
ein ausgeglichener Haushalt 
und die Schuldentilgung deshalb 
oberstes Ziel“, so der Fraktions-
vorsitzende. Die CDU-Fraktion, 
setzt sich für ein künftiges Neu-

verschuldungsverbot im Grund-
gesetz ein. Sollte dies nicht gelin-
gen, soll es in der Thüringer Ver-
fassung verankert werden.  Der 
Unionspolitiker forderte alle Par-
teien zur Rückkehr zu einer soli-
den Haushaltspolitik auf: „Dazu 
gehört, nicht jeden zusätzlichen 
Euro gleich zu verfrühstücken, 
und ein Neuverschuldungsver-
bot, damit wir erst gar nicht in 
Versuchung geraten, auf Kosten 
unserer Kinder und Enkel zu le-
ben“, so Mike Mohring abschlie-
ßend.

Es ist nicht Aufgabe der Bahn, ihre Kunden zu erziehen
Der Verkehrspolitische Spre-
cher der CDU-Landtagsfrak-
tion, Gottfried Schugens, hat 
den Verzicht der Bahn auf 
den sogenannten „Bedienzu-
schlag“ begrüßt. Der Zuschlag 
wäre laut Schugens „eine Zu-
mutung für all jene Bahnkun-

den gewesen, die sich ihre 
Tickets nicht online kaufen 
können oder wollen und mit 
Automaten nicht zurecht kom-
men. Es ist nicht Aufgabe der 
Bahn, ihre Kunden zu erziehen, 
sondern attraktive Alterna-
tiven zum Auto anzubieten. Es 

ist gut, dass dieses Thema vom 
Tisch ist.“
Wie Schugens sagte, „ist 
die Bahn dabei, für viele Be-
rufspendler und Reisende zu 
einer Alternative zu werden. 
Angesichts der hohen Kosten 
für den Individualverkehr se-

hen sich manche dazu ge-
zwungen, andere entdecken 
die Bahn aus freien Stücken für 
sich.“ Wie er hinzufügte, wer-
den viele Stecken in Thüringen 
derzeit besonders gut ange-
nommen. Darauf gelte es auf-
zubauen.

Die Vizepräsidentinnen des Thü-
ringer Landtags, Dr. Birgit Klau-
bert und Birgit Pelke, luden  am 
3. September 2008 in den Plenar-
saal des Thüringer Landtags, um 
den 65. Geburtstag von Land-
tagspräsidentin Prof. Dr. Dagmar 

Pressefoto 
Hessen-Thüringen
Die Vizepräsidentin des Thürin-
ger Landtags, Dr. Birgit Klaubert, 
er öffnete am Donnerstag, 4. Sep-
tember 2008 die Fotoausstel-
lung „Presse Foto Hessen-Thürin-
gen 2007“. Die Wanderausstel-
lung des Deutschen Jour nalisten-
Ver  ban des (DJV) Hessen und Thü-
ringen ist das Ergebnis eines jour-
nalistischen Fotowettbewerbs, zu 
dem hauptberuflich fotografie-
rende Journalisten ihre besten Mo-
tive einsandten. Mit sieben ver-
schiedenen Foto-Kategorien bie-
tet die Ausstellung ein abwechs-
lungsreiches Angebot an hoch-
wertigen Fotografien rund um die 
beiden Freistaaten. Bei der Eröff-
nung betonte der Vorsitzende des 
DJV, Wolfgang Marr die Bedeutung 
der Fotografie. Marr sprach den ge-
zeigten fotografischen Leistungen 
große Anerkennung aus, mahnte 
aber zugleich zur kritischen Wahr-
nehmung dieses Mediums. 

Die Ausstellung ist zu sehen bis 
zum 10. Oktober, Montag bis Frei-
tag, von 8 bis 17 Uhr. Der Eintritt 
ist frei.

Als ein „ großes kreatives Ver-
gnügen“ bezeichnete Land-
tagspräsidentin Prof. Dr. Dag-
mar Schipanski die Ausstel-
lung der Thüringer Künstle-
rin Marion Walther, die sie am 
Donnerstag, 11. September er-
öffnete. 

Die Experimentierfreudigkeit 
der Künstlerin sowie die Kom-
bination verschiedener Tech-
niken machten die grafischen 
Blätter und Keramiken zu ganz 
besonderen Kunstobjekten, bei 
denen der Betrachter eine Har-
monie voller Spannung erlebe. 
Besucher der Ausstellung kön-
nen sich noch bis zum 17. Okto-
ber selbst ein Bild davon ma-
chen, wie ungezwungen sich 
Marion Walther zwischen frei-
er und angewandter Kunst zu 
bewegen versteht.

Die Ausstellung ist zu sehen 
bis zum 17. Oktober, Montag bis 
Freitag, von 8.00 bis 17.00 Uhr. 

Der Eintritt ist frei.

Geburtstagsfeier im LandtagHarmonie voller 
Spannung im Landtag

Unter den Gratulanten:  
Dr. Gottfried Müller, 1. Präsident des Thüringer Landtags nach 1990

Schipanski zu feiern. Neben vie-
len Gästen aus dem Freistaat ka-
men auch Vertreter anderer Par-
lamente wie der hessische Land-
tagspräsident Norbert Kart-

mann und zahlreiche Persön-
lichkeiten des öffentlichen Le-
bens. Ministerpräsident Dieter 
Althaus sprach von einer „hoch-
ansehnlichen Festgesellschaft“ 
und würdigte die Leistungen der 
höchsten Frau im Lande. Die Lau-

datio hielt Professor Dr. Günter 
Stock, Präsident der Berlin-Bran-
denburgischen Akademie der 
Wissenschaften, der auch Schi-
panski angehört. 
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Aktionstage „Mit Arbeit muss 
sich leben lassen – Ohne Ar-
beit auch!“ hatte Ende August 
der Koordinie-
rungskreis Thü-
ringer Arbeits-
losengruppen 
des DGB ge-
meinsam mit 
dem Kommu-
nalpolitischen 
Forum veran-
staltet. Sie fan-
den auf Einladung der Fraktion 
DIE LINKE in den Räumen des 

Unüberhörbar die kämpfe-
rische Stimmung vor der Bann-
meile des Landtags, wo am 11. 
September etwa 1500 Men-
schen dem erneuten Aufruf der 
Bürgerallianz zur „Demonstra-
tion gegen Zwangsbeiträge bei 
Abwasser und Straßenbau“ ge-
folgt waren. „Die Landesregie-
rung darf durch ihr Nichthan-
deln die Betroffenen nicht län-
ger verhöhnen“, hatte der Frak-
tionschef der LINKEN, Dieter 
Hausold, betont und „dass eine 

250.033 Unterschriften 
für das Volksbegehren

„Die Menschen in der Hartz-IV-Falle brauchen Hilfe“
Thüringer Landtags statt und 
waren mit etwa hundert Teil-
nehmern – darunter viele Ar-

beitslose und 
Vertreter von 
Betroffeneni-
nitiativen und 
Beratungsstel-
len – ein groß-
er Erfolg.  Der 
Sozialrechtsex-
perte Harald 
Thome vom    

Verein Tacheles e.V. informierte 
über die aktuelle Rechtsspre-

chung und Möglichkeiten 
der Arbeitslosen, ihre Rech-
te durchzusetzen. Mit Hartz IV 
sei zielgerichtet ein Kurs einge-
schlagen worden, nicht die Ar-
beitslosigkeit, sondern die Ar-
beitslosen zu bekämpfen, so 
die LINKEN-Abgeordnete Ina 
Leukefeld. Sie betonte: „Die 
Menschen in der Hartz-IV-Fal-
le brauchen Hilfe!“ Der Thürin-
ger Landesregierung warf sie 
vor, sich von einer eigenstän-
digen aktiven Arbeitsmarktpo-
litik verabschiedet zu haben. 

Demo vorm Landtag: „Bleibt nur noch das Signalrot der Linken“
zufrieden stellende Lösung der 
Probleme perspektivisch nur 
durch eine konsequente Ab-
schaffung der Beiträge mög-
lich ist“. Mit einem „Herzog-
Ernst-Marsch für die Demo-
kratie“ hatte sich diesmal 
Pfarrer Wieland Hartmann 
aus Sonneborn auf den Weg 
von Gotha nach Erfurt ge-
macht und hier unmissver-
ständlich erklärt: „Die CDU 
ist nicht mehr christlich, die 
SPD längst nicht mehr sozial, 

das Grün der Grünen ist welk, 
bleibt nur noch das  Signalrot 
der Linken.“

Die Besichtigung des Staatsar-
chivs im Schloss stand im Mit-
telpunkt eines Besuchs des Ar-
beitskreises Bildung, Wissen-
schaft, Kultur und Medien in 
Altenburg.  Die Besichtigung 
stand unter fachkundiger An-
leitung von SPD-Kulturpolitiker 
Hans-Jürgen Döring. Abgeord-
nete und Mitarbeiter des Frak-
tionsarbeitskreises konnten sich 
ein Bild von der Leistungsfähig-
keit der Landeseinrichtung ma-
chen. „Das Staatsarchiv Alten-
burg wird nicht nur von For-
schern, geschichtsinteressier-
ten Bürgern und Vereinen inten-
siv genutzt, es bietet mit seinen 
Aktenbeständen oftmals auch 
wichtige Hilfestellung bei der 
Dokumentation von Rentenan-
wartschaften oder von Arbeits-
nachweisen“, so Döring.

Etwas mehr als 100 Tage ist Thü-
ringens Innenminister Scherer 
im Amt. Die Pannenserie seiner 
Vorgänger setzt sich fort. Das 
jetzt bekannt gewordene Aus-
maß der „Überstundenaffä-
re“ zeigt, dass Scherer die Pro-
bleme im Innenministerium 
nicht in den Griff bekommt.

Innenministerium macht erneut Negativschlagzeilen

Besuch im Staatsarchiv
„Kulturelles Gedächtnis“ 
von Altenburg besichtigt

Das Volksbegehren „Mehr De-
mokratie in Thüringer Kommu-
nen“ haben 250.033 Bürger – 
12,76 Prozent der Stimmberech-
tigten – unterzeichnet. Unter-
schriftsbögen lagen aus allen 
967 Gemeinden vor. Nach Prü-
fung durch die Meldebehörden 
obliegt es der Landtagspräsi-
dentin, das Volksbegehren für 
„zustande gekommen“ zu erklä-
ren. Der Landtag muss sich dann 
binnen sechs Monaten mit dem 
Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens befassen. Lehnt er ihn 
ab, kommt es binnen weiterer 
sechs Monate zum Volksent-
scheid. Das Volksbegehren zielt 
auf eine Reform der Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheide in 
Thüringen. Insbesondere sollen 
mehr Themen zugelassen und 
die notwendige Zahl der Unter-
schriften gesenkt werden. 

Von „einer Gefahr für die inne-
re Sicherheit des Landes“ sprach 
SPD-Fraktionsvorsitzender  Chri-
stoph Matschie in einem „Spie-
gel“-Interview im September. 
Die Struktur der Polizei sei durch 
Althaus’ Politik im Chaos versun-
ken, so Matschie mit Verweis 
auf die schier unendliche Pan-
nenserie, die mit der jüngsten 
Affäre im Innenministerium ei-
nen neuen Höhepunkt gefun-
den habe. Matschie: „Althaus 
hat abgewirtschaftet.“
Ähnlich scharfe Worte fand 
SPD-Innenpolitiker Heiko Gent-
zel für die Innenpolitik der 
CDU-Landesregierung. Dem 
Land Thüringen soll durch die 
rechtswidrige Anordnung und 
Abrechnung von Mehrarbeit 

ein Schaden von mehr als 2,5 
Millionen Euro entstanden 
sein. Medien berichteten bei-
spielsweise, dass allein ein Per-
sonenschützer des Minister-
präsidenten 30 000 Euro für 
geleistete Überstunden erhal-
ten haben soll. Damit nicht 

genug: Medienberichten zu-
folge sollen im Thüringer In-
nenministerium über Jahre 
hinweg Akten verschwunden 
sein, die im Zusammenhang 
mit der Überstundenaffäre so-
wie Sonderermittlungen im 
Mi nisterium stehen. Ermitt-

lungen der Staatsanwaltschaft 
wurden ohne Erfolg einge-
stellt, weil belastendes Akten-
material, das als Beweis die-
nen sollte, auf mysteriöse Art 
und Weise verschwand. Heiko 
Gentzel ist empört: „Es kann 
nicht sein, dass der einfache 

Bürger für jede 
Kleinigkeit belangt 
wird, Teile des In-
nenministeriums 
sich aber so verhal-
ten, als bewegten 
sie sich im rechts-
freien Raum.“ Auf 
Grund der Brisanz 
und der Komplexi-
tät des Beratungs-
gegenstandes hat-
te die SPD-Frak tion 
sofort nach Be-
kanntwerden der 

Affäre eine Sondersitzung des 
Innenausschusses beantragt. 
Erst Mitte August hatte Gent-
zel aus Protest gegen die unge-
nügende Informationspolitik 
der Landesregierung die Parla-
mentarische Kontrollkommis-
sion (PKK) verlassen. 

SPD-Innenpolitiker Heiko Gentzel (zweiter von rechts) 
sucht stets das Gespräch mit Thüringens Polizisten - hier 
bei einem Besuch der Polizeiinspektion in Meiningen. 
Rechts neben ihm der Meininger Landtagsabgeordnete 
Rolf Baumann.
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Hinweise zur Bestellung 
des Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines News-
letters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-Mail an:

Pressestelle@Landtag.Thueringen.de 
 
Tel.:       0361  37 72006
Fax:       0361  37 72004

Der Datenschutz-
beauftragte

Die Beauftragte für 
die Stasiunterlagen

Die Bürgerbeauftragte

Informationsmöglich-
keiten für die Bürger

Immer wieder erkundigen sich 
Thüringerinnen und Thüringer 
bei der Bürgerbeauftragten 
auch nach Rechtsvorschriften 
oder möchten sich in diesem 
Zusammenhang in „eigener 
Regie“ sachkundig machen. 
 
Für Gesetze des Bundes exi-
stieren hier bereits verschie-
dene Möglichkeiten, um sich 
im Internet zu informieren. In 
Kooperation mit juris, einem 
führenden Anbieter von On-
line-Rechtsinformationen, 
stellt der Freistaat Thüringen 
jetzt auch die thüringischen 
Gesetze, Verordnungen und 
Verwaltungsvorschriften inte-
ressierten Bürgern zur Verfü-
gung.

Das kostenlose Dienstleis-
tungs angebot ist Bestand-
teil des „Online Servicepor-
tals Thüringen“, das Finanz-
ministerin Birgit Dietzel am 
24. Juni 2008 in einer Regie-
rungspressekonferenz der Öf-
fentlichkeit vorstellte. Mit dem 
„Landesrecht Thüringen“ ste-
hen dem Nutzer des Service-
portals mehr als 20.000 Doku-
mente zu geltenden Gesetzen 
und Verordnungen zentral zur 
Verfügung. 

Dieser kostenlose Dienst des 
Freistaates soll den Bürger ak-
tiv bei der Klärung rechtlicher 
Fragen und bei seiner Kommu-
nikation mit den Behörden un-
terstützen. Mittels einer intu-
itiven Recherche sowie viel-
fältiger Suchfunktionen kann 
sich jeder komfortabel über 
das geltende Recht informie-
ren. 
Die Suche kann sowohl über 
eine Volltextrecherche als auch 
über ein Navigationsverzeich-
nis erfolgen. 

Der stets aktuelle Bürgerser-
vice ist unter der Adresse :
www.landesrecht-thueringen.de 

abrufbar. Die Bürgerbeauftrag-
te begrüßt dieses Angebot für 
die Thüringer Bürgerinnen und 
Bürger ausdrücklich und hofft 
auf rege, interessierte Nach-
frage.

Wer kontrolliert die 
Datenverarbeitung bei 
der GEZ 
Trotz Unzuständigkeit des TLfD 
für die GEZ erreichen die Be-
hörde vielfach Anfragen zum 
Thema: „Woher bekommt die 
GEZ meine Daten?“:
Die GEZ als gemeinsame Ge-
bühreneinzugszentrale der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten in Deutschland mit 
Sitz in Köln erhält die für ihre 
Aufgabe notwendigen Daten 
zum einen von den Rundfunk-
teilnehmern selbst, die die bei 
Banken und Sparkassen erhält-
lichen Anmeldeformulare aus-
füllen und direkt an die GEZ 
senden. Diese erstellt daraus 
entsprechende Gebührenbe-
scheide und speichert Anmel-
dezeiträume, Zahl der Emp-
fangsgeräte pro Haushalt und 
sonstige Abrechnungsdaten. 
Rechtsgrundlage für diese Da-
tenerhebung ist § 3 in Verbin-
dung mit § 4 Abs. 5 des Rund-
funkgebührenstaatsvertrages. 
Ferner liefern auch die Thürin-
ger Meldebehörden dem MDR 
oder der GEZ regelmäßig Da-
ten über alle An- und Abmel-
dungen sowie Sterbefälle voll-
jähriger Einwohner (Familien-
namen, Vornamen, Doktorgra-
de, Tag der Geburt, gegenwär-
tige und frühere Anschrift, Tag 
des Ein- und Auszuges, Famili-
enstand, Sterbetag) für Zwe-
cke des Rundfunkgebühren-
einzugs. Das geschieht auf der 
Grundlage eines Landesge-
setzes vom 3.März 2000 (GVBl. 
S. 32) zum MDR-Staatsvertrag. 
Der Umgang mit diesen Da-
ten richtet sich beim MDR und 
der GEZ nach dem Rundfunk-
gebührenstaatsvertrag sowie 
nach dem sächsischen Daten-
schutzgesetz (Festlegung für 
die Drei-Länder-Anstalt in § 39 
MDR- Staatsvertrag). 
Für die Kontrolle der Einhal-
tung der datenschutzrecht-
lichen Vorschriften von Thü-
ringer Bürgern ist der Rund-
funkdatenschutzbeauftragte 
des MDR (Ralf Lehmann, Kant-
straße 71-73, 04275 Leipzig, Tel.: 
0341/300-7508) zuständig. 

Für die Sicherstellung der 
betriebsinternen Einhal-
tung datenschutzrechtlicher 
Vorschrif ten hat die GEZ eine 
ei gene Datenschutzbeauftrag-
te (Kerstin Arens, Freimers-
dorfer Weg 6, 50829 Köln, 
Tel.: 02 21/50 61-26 32, E-Mail: 
datenschutz@gez.de) bestellt.

Tag des offenen 
Denkmals

Im Jahre 2005 wurde zum er-
sten Mal der Zellentrakt der ein-
stigen MfS-U-Haftanstalt in der 
Andreasstraße mit dem Projekt 
„Einschluss“ der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht. Seither 
haben mehr als 33.000 Interes-
sierte und ehemalige Betroffene 
diesen „dunklen“ Ort der DDR-
Geschichte besucht. Am Sonn-
tag dem 14. September 2008 
wurde nun mit der Vortragsrei-
he LESELAND: „Stasi-Deutsch – 
Schüler lesen aus Stasi-Akten“, 
das rostige Eisentor vorläufig 
ein letztes Mal für ca. 400 Besu-
cher geöffnet.
Zumeist begegnet uns das vom 
MfS angelegte Material im Do-
kumentenanhang von Publikati-
onen oder in Ausstellungen. Mit 
den selbst gewählten Fällen aus 
MfS-Akten beschritten die Schü-
ler aus Vacha und Suhl am Sonn-
tag einen anderen Weg der Auf-
arbeitung. Mit einem schlich-
ten-kühlen Vortragsstil interpre-
tierten sie die „alten“ Worte neu 
und zogen die rund 60 Hörer in 
ihren Bann.

Wenn auch die U-Haftanstalt 
als Mahnmal der Geschichte der 
DDR leider noch zu keiner dau-
erhaften Gedenkstätte gewor-
den ist, so war mit den Lesungen 
der Schüler ein vorläufiger ge-
bührender Abschluss gegeben. 
Zum einen stellten die Lesungen 
eine generationsübergreifende 
Beschäftigung mit der Vergan-
genheit dar. Zum anderen wur-
de noch einmal gemahnt, die 
Schicksale der Betroffenen und 
die Verantwortung für den Er-
halt der Demokratie und Men-
schenwürde nicht in Verges-
senheit geraten zu lassen. Denn 
was einmal passiert ist, kann 
auch wieder geschehen - es ist 
keine Schande hinzufallen, aber 
liegen zubleiben, ist eine!

Führungsanfragen können wei-
terhin bei der TLStU gestellt 
werden.

Christian Viereck

Anne Eberhardt und Anne Ortlepp le-
sen aus den Akten, die die Stasi über 
Bernd Englert (1.Reihe) angelegt hat.


